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AAbkürzungsverzeichnis 

Abs. Absatz 

Art. Artikel 

BbgKVerf Kommunalverfassung des Landes Brandenburg 

EigV Bbg Eigenbetriebsverordnung des Landes Brandenburg 

HGB Handelsgesetzbuch 

HGrG Haushaltsgrundsätzegesetz 

IDW Institut der Wirtschaftsprüfer in Deutschland e.V., Düsseldorf 

n.F. neue Fassung 

PS Prüfungsstandard  
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AA. Prüfungsauftrag  

I. Prüfungsauftrag 

1. Der Bürgermeister der Gemeinde Kleinmachnow erteilte uns für den 

"Bauhof", Eigenbetrieb der Gemeinde Kleinmachnow, Kleinmachnow 

(im Folgenden kurz "Bauhof" oder "Eigenbetrieb" genannt) 

den Auftrag, den JJahresabschluss des Bauhofs für das Rumpfwirtschaftsjahr vom 1. Januar bis 

31. Oktober 2020 unter Einbeziehung der Buchführung und den LLagebericht für dieses Rumpfwirt-

schaftsjahr gemäß §§ 316 ff. HGB auf Grundlage des § 106 der Kommunalverfassung des Landes 

Brandenburg (BbgKVerf) und § 27 Abs. 1 der Eigenbetriebsverordnung des Landes Brandenburg 

(EigV Bbg) zu prüfen.  

Die Beauftragung durch den Bürgermeister der Gemeinde Kleinmachnow erfolgte auf der Grund-

lage des Vorschlages der Gemeindevertretung und der Genehmigung der zuständigen Aufsichtsbe-

hörde; § 106 BbgKVerf. 

2. Der Eigenbetrieb ist gemäß § 21 EigV Bbg in Verbindung mit § 11 der Betriebssatzung verpflichtet, 

einen Jahresabschluss, bestehend aus Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung, Finanzrechnung und 

Anhang, sowie einen Lagebericht aufzustellen.  

3. Gemäß § 106 Abs. 2 BbgKVerf i.V.m. § 105 Abs. 3 BbgKVerf obliegt die Prüfung des Jahresab-

schlusses und des Lageberichtes dem Rechnungsprüfungsamt des Landkreises. Das Rechnungsprü-

fungsamt kann sich gemäß § 106 Abs. 2 S. 2 BbgKVerf zur Durchführung der Jahresabschlussprü-

fung eines Wirtschaftsprüfers oder einer Wirtschaftsprüfungsgesellschaft bedienen. Die Zuständig-

keit des Rechnungsprüfungsamtes für die Prüfung gemäß § 106 Abs. 2 BbgKVerf i.V.m. § 105 Abs. 

3 BbgKVerf bleibt durch die Beauftragung des Prüfers unberührt. 

4. Bei unserer Prüfung haben wir entsprechend § 106 BbgKVerf sowie § 30 EigV Bbg auftragsgemäß 

auch die Vorschriften des §§ 53 Abs. 1 Nr. 1 und 2 HGrG beachtet. Wir verweisen auf unsere Be-

richterstattung in Abschnitt E. 

5. Für die DDurchführung des Auftrags und unsere Verantwortlichkeit sind, auch im Verhältnis zu Drit-

ten, die diesem Bericht beigefügten Allgemeinen Auftragsbedingungen für Wirtschaftsprüfer und 

Wirtschaftsprüfungsgesellschaften vom 1. Januar 2017 vereinbart, soweit sich aus den Vorschrif-

ten der EigV Bbg für die Jahresabschlussprüfung und den Bedingungen des gemäß § 29 Abs. 1 

EigV Bbg abgeschlossenen "Vertrages über die Jahresabschlussprüfung von Eigenbetrieben und 

nach Eigenbetriebsrecht arbeitenden Zweckverbänden" nichts anderes ergibt.  
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6. Über Art und Umfang sowie über das EErgebnis unserer Prüfung erstatten wir diesen Bericht nach 

den Grundsätzen des IDW PS 450 n.F. sowie der EigV Bbg, dem der von uns geprüfte Jahresab-

schluss sowie der geprüfte Lagebericht als Anlagen beigefügt sind. Dieser Bericht ist an die Ge-

meinde Kleinmachnow mit dem geprüften Eigenbetrieb gerichtet. 

II. Bestätigung der Unabhängigkeit 

7. Wir bestätigen gemäß § 321 Abs. 4a HGB und § 27 Abs. 3 EigV Bbg, dass wir bei unserer Abschluss-

prüfung die anwendbaren Vorschriften zur Unabhängigkeit beachtet haben. 
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BB. Grundsätzliche Feststellungen 

I. Stellungnahme zur Lagebeurteilung durch den Bürgermeister 

8. Nachfolgend stellen wir zusammengefasst die Beurteilung der Lage des Eigenbetriebes durch den 

Bürgermeister (siehe Anlage II) dar: 

 Der Bauhof wurde zum 31. Oktober 2020 aufgelöst, wodurch sich daraus für das Jahr 2020 

ein Rumpfgeschäftsjahr vom 1. Januar bis 31. Oktober 2020 ergibt.  

 Die Rahmenbedingungen für die Tätigkeit des Eigenbetriebes sind in der Betriebssatzung 

festgelegt worden. Unverändert zum Vorjahr gehören zu den Aufgaben des Bauhofs u.a. 

Arbeiten in öffentlichen Grünanlagen, Unterhaltung der öffentlichen Straßen, Wege und 

Plätze, Unterhaltung und Pflege des öffentlichen Regenwassersystems sowie Reinigung der 

öffentlichen Verkehrsflächen, Hochbauarbeiten sowie die Umsetzung von Arbeiten im Be-

reich der öffentlichen Sicherheit und Ordnung.  

 Im Zusammenhang mit den Aufträgen, die für die Gemeinde Kleinmachnow erbracht wor-

den sind, konnten Umsatzerlöse von T€ 1.961 erwirtschaftet werden. Dies stellt insgesamt 

67,5 % des Jahresumsatzes dar. Daneben wurden Umsätze mit verbundenen Unternehmen 

der Gemeinde Kleinmachnow mit T€ 43 bzw. 1,5 % des Jahresumsatzes erbracht. 

 Mit der Stadt Teltow wurden im Berichtsjahr Umsatzerlöse in Höhe von T€ 837 erzielt. Mit 

ca. 28,8 % hat die Stadt Teltow somit einen entschiedenen Anteil am Umsatz des Bauhofes. 

 Im Geschäftsjahr 2020 wurden 2,1 % des Umsatzes durch private Aufträge erbracht. Dies 

ist ein leichter Rückgang gegenüber dem Vorjahr. Die privaten Aufträge werden als Abrun-

dungsgeschäfte benötigt. 

 Der gesetzliche Vertreter führt aus, dass durch die Auflösung des Bauhofs es keine weitere 

Entwicklung gibt. Die Arbeiten sind zum 1. November 2020 in den neugegründeten Zweck-

verband Bauhof TKS übergegangen. 
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9. Die Beurteilung der Lage des Eigenbetriebs, insbesondere die Beurteilung des Fortbestandes und 

der wesentlichen Chancen und Risiken der künftigen Entwicklung des Eigenbetriebs, ist plausibel 

und folgerichtig abgeleitet. Nach dem Ergebnis unserer Prüfung und den dabei gewonnenen Er-

kenntnissen ist die Lagebeurteilung des Bürgermeisters dem Umfang nach angemessen und inhalt-

lich zutreffend.  

III. Wesentliche Geschäftsvorfälle  

10. Es wurde ein Gutachten über den Verkehrswert (i.S.d. § 194 Baugesetzbuch) zum Zweck der Ver-

mögensübersicht über das Teil-Grundstück mit Gewerbeobjekt Am Bannwald 1a, 14532 Klein-

machnow zum Stichtag 31. Oktober 2020 eingeholt. Unter Berücksichtigung der festgestellten 

Mängel wurde ein Verkehrswert von T€ -82 für die Baulichkeiten festgestellt. Auf dieser Basis 

wurde der verbliebende Restbuchwert des Gebäudes vollständig um T€ 450 außerplanmäßig ab-

geschrieben. Der zugehörige Sonderposten mit Rücklageanteil wurde mi T€ 97,0 außerplanmäßig 

ertragswirksam aufgelöst. Für den Grund und Boden kommt das Gutachten zu einem Verkehrs-

wert in Höhe von T€ 189,9. Eine Zuschreibung über die Anschaffungskosten des Grund und Bo-

dens (T€ 7) hinaus ist handelsrechtlich nicht zulässig.  

11. Aufgrund der Auflösung des Bauhofs zum 31. Oktober 2020 ist das Buchwerk nicht direkt mit dem 

Vorjahr vergleichbar, da im Rumpfwirtschaftsjahr 2020 nur zehn Monate der Geschäftstätigkeit 

nachgegangen wurde. Es ergaben sich ertragsseitig ein Rückgang der Umsatzerlöse auf T€ 2.904 

(Vorjahr T€ 3.409) sowie eine Zunahme der sonstigen betrieblichen Erträge (+T€ 79). Die Perso-

nal- (-T€ 328) und sonstigen betrieblichen Aufwendungen (-T€ 79) nahmen ab. Die Abschreibun-

gen (+T€ 380 (außerplanmäßige Abschreibung von T€ 450)) sowie Materialaufwendungen 

(+T€ 28) erhöhten sich hingegen. Der Bauhof erzielte im Berichtsjahr einen Jahresfehlbetrag von 

T€ 123 (im Vorjahr Jahresüberschuss T€ 299), der im Wesentlichen durch die außerplanmäßigen 

Abschreibungen bedingt ist.  

12. Nach Beschluss der Gemeindevertretung wurde der Jahresüberschuss 2019 in Höhe von T€ 299 an 

die Gemeinde ausgeschüttet. 
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IIII. Wiedergabe des Bestätigungsvermerks 

13. Nach dem abschließenden Ergebnis unserer Prüfung haben wir mit Datum vom 20. August 2021 

den folgenden uneingeschränkten Bestätigungsvermerk erteilt: 

„BBESTÄTIGUNGSVERMERK DES UNABHÄNGIGEN ABSCHLUSSPRÜFERS 

An „Bauhof“ Eigenbetrieb der Gemeinde Kleinmachnow, Kleinmachnow 

Prüfungsurteile 

Wir haben den Jahresabschluss des „Bauhof“ Eigenbetrieb der Gemeinde Kleinmachnow, Klein-

machnow, – bestehend aus der Bilanz zum 31. Oktober 2020, der Gewinn- und Verlustrechnung 

und der Finanzrechnung für das Rumpfwirtschaftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Oktober 2020 

sowie dem Anhang, einschließlich der Darstellung der Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden – 

geprüft. Darüber hinaus haben wir den Lagebericht des „Bauhof“ Eigenbetrieb der Gemeinde 

Kleinmachnow für das Rumpfwirtschaftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Oktober 2020 geprüft.  

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse 

 entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen wesentlichen Belangen den deutschen han-
delsrechtlichen Vorschriften und den ergänzenden landesrechtlichen Vorschriften und vermit-
telt unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tat-
sächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens- und Finanzlage des Eigenbe-
triebs zum 31. Oktober 2020 sowie seiner Ertragslage für das Rumpfwirtschaftsjahr vom 1. Ja-
nuar bis zum 31. Oktober 2020 und 

 vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des Eigen-
betriebs. In allen wesentlichen Belangen steht dieser Lagebericht in Einklang mit dem Jahres-
abschluss, entspricht den deutschen gesetzlichen Vorschriften und stellt die Chancen und Risi-
ken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar.  

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere Prüfung zu keinen Einwendungen gegen 

die Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses und des Lageberichts geführt hat. 

Grundlage für die Prüfungsurteile 

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts in Übereinstimmung mit 

§ 317 HGB und § 106 der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg (BbgKVerf) unter Beach-

tung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungs-

mäßiger Abschlussprüfung durchgeführt. Unsere Verantwortung nach diesen Vorschriften und 

Grundsätzen ist im Abschnitt „Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresab-

schlusses und des Lageberichts“ unseres Bestätigungsvermerks weitergehend beschrieben. Wir 

sind von dem Eigenbetrieb unabhängig in Übereinstimmung mit den deutschen handelsrechtli-

chen und berufsrechtlichen Vorschriften und haben unsere sonstigen deutschen Berufspflichten in 
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Übereinstimmung mit diesen Anforderungen erfüllt. Wir sind der Auffassung, dass die von uns er-

langten Prüfungsnachweise ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für unsere Prüfungs-

urteile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht zu dienen. 

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter für den Jahresabschluss und den Lagebericht 

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstellung des Jahresabschlusses, der den 

deutschen handelsrechtlichen Vorschriften und den ergänzenden landesrechtlichen Vorschriften 

in allen wesentlichen Belangen entspricht, und dafür, dass der Jahresabschluss unter Beachtung 

der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen 

entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Eigenbetriebs vermittelt. Ferner 

sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die internen Kontrollen, die sie in Übereinstim-

mung mit den deutschen Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung als notwendig bestimmt 

haben, um die Aufstellung eines Jahresabschlusses zu ermöglichen, der frei von wesentlichen – be-

absichtigten oder unbeabsichtigten – falschen Darstellungen ist. 

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzlichen Vertreter dafür verantwortlich, die 

Fähigkeit des Eigenbetriebs zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu beurteilen. Des Weite-

ren haben sie die Verantwortung, Sachverhalte in Zusammenhang mit der Fortführung der Unter-

nehmenstätigkeit, sofern einschlägig, anzugeben. Darüber hinaus sind sie dafür verantwortlich, 

auf der Grundlage des Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit 

zu bilanzieren, sofern dem nicht tatsächliche oder rechtliche Gegebenheiten entgegenstehen. 

Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Aufstellung des Lageberichts, der 

insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des Eigenbetriebs vermittelt sowie in allen wesentli-

chen Belangen mit dem Jahresabschluss in Einklang steht, den deutschen gesetzlichen Vorschrif-

ten entspricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt. Fer-

ner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Vorkehrungen und Maßnahmen (Sys-

teme), die sie als notwendig erachtet haben, um die Aufstellung eines Lageberichts in Übereinstim-

mung mit den anzuwendenden deutschen gesetzlichen Vorschriften zu ermöglichen, und um aus-

reichende geeignete Nachweise für die Aussagen im Lagebericht erbringen zu können. 

Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts 

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der Jahresabschluss als 

Ganzes frei von wesentlichen – beabsichtigten oder unbeabsichtigten – falschen Darstellungen ist, 

und ob der Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des Eigenbetriebs vermittelt 

sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss sowie mit den bei der Prüfung ge-

wonnenen Erkenntnissen in Einklang steht, den deutschen gesetzlichen Vorschriften entspricht 
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und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt, sowie einen Bestä-

tigungsvermerk zu erteilen, der unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht 

beinhaltet. 

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass eine in 

Übereinstimmung mit § 317 HGB und § 106 der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg 

(BbgKVerf) unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deut-

schen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführte Prüfung eine wesentliche 

falsche Darstellung stets aufdeckt. Falsche Darstellungen können aus Verstößen oder Unrichtigkei-

ten resultieren und werden als wesentlich angesehen, wenn vernünftigerweise erwartet werden 

könnte, dass sie einzeln oder insgesamt die auf der Grundlage dieses Jahresabschlusses und Lage-

berichts getroffenen wirtschaftlichen Entscheidungen von Adressaten beeinflussen. 

Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen aus und bewahren eine kritische Grund-

haltung. Darüber hinaus 

 identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher – beabsichtigter oder unbeabsichtig-
ter – falscher Darstellungen im Jahresabschluss und im Lagebericht, planen und führen Prü-
fungshandlungen als Reaktion auf diese Risiken durch sowie erlangen Prüfungsnachweise, die 
ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zu dienen. Das 
Risiko, dass wesentliche falsche Darstellungen nicht aufgedeckt werden, ist bei Verstößen hö-
her als bei Unrichtigkeiten, da Verstöße betrügerisches Zusammenwirken, Fälschungen, beab-
sichtigte Unvollständigkeiten, irreführende Darstellungen bzw. das Außerkraftsetzen interner 
Kontrollen beinhalten können.  

 gewinnen wir ein Verständnis von dem für die Prüfung des Jahresabschlusses relevanten inter-
nen Kontrollsystem und den für die Prüfung des Lageberichts relevanten Vorkehrungen und 
Maßnahmen, um Prüfungshandlungen zu planen, die unter den gegebenen Umständen ange-
messen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur Wirksamkeit dieser Systeme des 
Eigenbetriebs abzugeben. 

 beurteilen wir die Angemessenheit der von den gesetzlichen Vertretern angewandten Rech-
nungslegungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der von den gesetzlichen Vertretern darge-
stellten geschätzten Werte und damit zusammenhängenden Angaben. 

 ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessenheit des von den gesetzlichen Vertretern 
angewandten Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit so-
wie, auf der Grundlage der erlangten Prüfungsnachweise, ob eine wesentliche Unsicherheit im 
Zusammenhang mit Ereignissen oder Gegebenheiten besteht, die bedeutsame Zweifel an der 
Fähigkeit des Eigenbetriebs zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit aufwerfen können. 
Falls wir zu dem Schluss kommen, dass eine wesentliche Unsicherheit besteht, sind wir ver-
pflichtet, im Bestätigungsvermerk auf die dazugehörigen Angaben im Jahresabschluss und im 
Lagebericht aufmerksam zu machen oder, falls diese Angaben unangemessen sind, unser je-
weiliges Prüfungsurteil zu modifizieren. Wir ziehen unsere Schlussfolgerungen auf der Grund-
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lage der bis zum Datum unseres Bestätigungsvermerks erlangten Prüfungsnachweise. Zukünf-
tige Ereignisse oder Gegebenheiten können jedoch dazu führen, dass der Eigenbetrieb seine 
Unternehmenstätigkeit nicht mehr fortführen kann. 

 beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den Aufbau und den Inhalt des Jahresabschlusses ein-
schließlich der Angaben sowie ob der Jahresabschluss die zugrunde liegenden Geschäftsvor-
fälle und Ereignisse so darstellt, dass der Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen 
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechen-
des Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Eigenbetriebs vermittelt. 

 beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit dem Jahresabschluss, seine Gesetzesentspre-
chung und das von ihm vermittelte Bild von der Lage des Eigenbetriebs. 

 führen wir Prüfungshandlungen zu den von den gesetzlichen Vertretern dargestellten zu-
kunftsorientierten Angaben im Lagebericht durch. Auf Basis ausreichender geeigneter Prü-
fungsnachweise vollziehen wir dabei insbesondere die den zukunftsorientierten Angaben von 
den gesetzlichen Vertretern zugrunde gelegten bedeutsamen Annahmen nach und beurteilen 
die sachgerechte Ableitung der zukunftsorientierten Angaben aus diesen Annahmen. Ein ei-
genständiges Prüfungsurteil zu den zukunftsorientierten Angaben sowie zu den zugrunde lie-
genden Annahmen geben wir nicht ab. Es besteht ein erhebliches unvermeidbares Risiko, dass 
künftige Ereignisse wesentlich von den zukunftsorientierten Angaben abweichen. 

Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwortlichen unter anderem den geplanten Um-

fang und die Zeitplanung der Prüfung sowie bedeutsame Prüfungsfeststellungen, einschließlich 

etwaiger Mängel im internen Kontrollsystem, die wir während unserer Prüfung feststellen.“ 
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CC. Gegenstand, Art und Umfang der Prüfung 

14. Gegenstand unserer Prüfung waren die BBuchführung und nach der für alle Kaufleute geltenden 

handelsrechtlichen Vorschriften (§§ 242 bis 256a HGB) sowie nach der Eigenbetriebsverordnung 

des Landes Brandenburg aufgestellte  Jahresabschluss für das Rumpfwirtschaftsjahr vom 1. Januar 

2020 bis 31. Oktober 2020, bestehend aus Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung, Finanzrechnung 

sowie Anhang, und der LLagebericht für das Rumpfwirtschaftsjahr 2020. Die Verantwortung für die 

Ordnungsmäßigkeit von Buchführung, Jahresabschluss und Lagebericht trägt der gesetzliche Ver-

treter des Eigenbetriebes. Unsere Aufgabe war es, diese Unterlagen einer Prüfung dahin gehend zu 

unterziehen, ob die gesetzlichen Vorschriften zur Rechnungslegung und die sie ergänzenden Best-

immungen der Satzung beachtet worden sind. Den Lagebericht haben wir daraufhin geprüft, ob er 

mit dem Jahresabschluss und den bei unserer Prüfung gewonnenen Erkenntnissen sowie der Ei-

genbetriebsverordnung in Einklang steht und insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des Ei-

genbetriebes vermittelt. Dabei haben wir auch geprüft, ob die Chancen und Risiken der künftigen 

Entwicklung zutreffend dargestellt sind. Die Prüfung des Lageberichts hat sich auch darauf er-

streckt, ob die gesetzlichen Vorschriften zur Aufstellung des Lageberichts beachtet worden sind. 

15. Bei unserer Prüfung haben wir auftragsgemäß die Vorschriften des §§ 53 Abs. 1 Nr. 1 und 2 HGrG 

und den hierzu vom IDW nach Abstimmung mit dem Bundesministerium der Finanzen veröffent-

lichten Prüfungsstandard "Berichterstattung über die Erweiterung der Abschlussprüfung nach § 53 

HGrG" (IDW PS 720) beachtet.  

16. Die Beurteilung der Angemessenheit des VVersicherungsschutzes des Eigenbetriebes, insbesondere 

ob alle Wagnisse bedacht und ausreichend versichert sind, war nicht Gegenstand des uns erteilten 

Auftrags zur Jahresabschlussprüfung. 

17. Unsere PPrüfung haben wir in den Monaten März und August 2021 mit Unterbrechungen in den 

Geschäftsräumen des ehemaligen Bauhofs in Kleinmachnow und in unseren Büroräumen in Berlin 

durchgeführt. 

18. Ausgangspunkt war der von uns geprüfte und mit einem uneingeschränkten Bestätigungsvermerk 

versehene Jahresabschluss für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis 31. Dezember 2019. 

19. Bei Durchführung der Prüfung haben wir die Vorschriften der §§ 316 ff. HGB und die in den Prü-

fungsstandards des IDW niedergelegten GGrundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung beachtet. 

Danach haben wir unsere Prüfung so angelegt, dass wir Unrichtigkeiten und Verstöße gegen die 

gesetzlichen Vorschriften, die sich auf die Darstellung des den tatsächlichen Verhältnissen entspre-

chenden Bildes der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Jahresabschlusses wesentlich auswir-

ken, erkennen konnten. Gegenstand unseres Auftrags waren nicht die Aufdeckung und Aufklärung 

strafrechtlicher Tatbestände, wie z.B. Unterschlagungen oder sonstige Untreuehandlungen, und 
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außerhalb der Rechnungslegung begangener Ordnungswidrigkeiten. Prüfungsplanung und Prü-

fungsdurchführung haben wir jedoch so angelegt, dass diejenigen Unregelmäßigkeiten, die für die 

Rechnungslegung wesentlich sind, mit hinreichender Sicherheit aufgedeckt werden. Die gesetzli-

chen Vertreter des Eigenbetriebes sind für die Einrichtung und Durchsetzung geeigneter Maßnah-

men zur Verhinderung bzw. Aufdeckung von Unregelmäßigkeiten verantwortlich. 

20. Im Rahmen unseres rrisikoorientierten Prüfungsansatzes haben wir uns zunächst einen aktuellen 

Überblick über das wirtschaftliche und rechtliche Umfeld des Eigenbetriebes verschafft. Darauf 

aufbauend haben wir uns, ausgehend von der Organisation des Eigenbetriebes, mit den Unterneh-

menszielen und -strategien beschäftigt, um die Geschäftsrisiken zu bestimmen, die zu wesentli-

chen Fehlern in der Rechnungslegung führen können. Durch Gespräche mit der Werksleitung und 

durch Einsichtnahme in Organisationsunterlagen des Eigenbetriebes haben wir anschließend un-

tersucht, welche Maßnahmen der Eigenbetrieb ergriffen hat, um diese Geschäftsrisiken zu bewälti-

gen. In diesem Zusammenhang haben wir eine Prüfung der Angemessenheit des rechnungsle-

gungsbezogenen internen Kontrollsystems des Eigenbetriebes durchgeführt (Aufbauprüfung). Die 

Prüfung des internen Kontrollsystems erstreckte sich vor allem auf folgende Bereiche, die einen 

engen Bezug zur Rechnungslegung haben: 

 Kontrollumfeld des Eigenbetriebes 

 Regelungen, die auf die Feststellung und Analyse von für die Rechnungslegung relevanten Ri-
siken gerichtet sind 

 Einrichtung von Kontrollaktivitäten durch die Werkleitung als Reaktion auf die festgestellten 
Risiken 

 Buchführungssystem sowie unternehmensinterne Kommunikationsprozesse 

 Überwachung des internen Kontrollsystems durch die Werkleitung.  

Im Zusammenhang mit den vorstehend beschriebenen Prüfungshandlungen haben wir die Risiken 

festgestellt, die zu wesentlichen Fehlern in der Rechnungslegung führen können. Diese Kenntnisse 

haben wir bei der Bestimmung unseres weiteren Prüfungsvorgehens berücksichtigt. In den Berei-

chen, in denen die Unternehmensleitung angemessene interne Kontrollen zur Begrenzung dieser 

Risiken eingerichtet hat, haben wir FFunktionsprüfungen durchgeführt, um uns von der kontinuier-

lichen Wirksamkeit dieser Maßnahmen zu überzeugen. Die Durchführung von Funktionsprüfun-

gen erfolgte schwerpunktmäßig in folgenden Prozessen: Umsatzerlöse sowie Personal. 

Der Grad der Wirksamkeit dieser internen Kontrollen bestimmte anschließend Art und Umfang un-

serer Prüfung einzelner Geschäftsvorfälle und Bestände sowie der von uns durchgeführten analyti-

schen Prüfungshandlungen (aussagebezogene Prüfungshandlungen). Insbesondere bei Geschäfts-

vorfällen, die nach ihrer Art in größerer Zahl nach identischen Verfahren erfasst und - nach unse-

ren bisherigen Feststellungen im Rahmen eines wirksamen internen Kontrollsystems - abgewickelt 
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wurden, trat die Prüfung der stetigen Anwendung der maßgeblichen internen Kontrollen des Ei-

genbetriebes in den Vordergrund.  

Soweit wir aufgrund der Wirksamkeit der bei dem Eigenbetrieb eingerichteten internen Kontrollen 

von der Richtigkeit des zu überprüfenden Zahlenmaterials ausgehen konnten, haben wir anschlie-

ßend analytische Prüfungshandlungen, Einzelfallprüfungen oder eine Kombination von beidem 

vorgenommen. Einzelfallprüfungen wurden bei wirksamen Kontrollen auf ein nach prüferischem 

Ermessen notwendiges Maß reduziert.  

Der überwiegende Teil der Abschlussposten wurde mit einer Kombination aus Funktionsprüfun-

gen und aussagebezogenen Prüfungshandlungen geprüft. 

Soweit wir keine Funktionsprüfungen vorgesehen haben oder nicht von wirksamen Kontrollen 

ausgehen konnten, haben wir im Wesentlichen aussagebezogene Prüfungshandlungen durchge-

führt.  

21. Im Rahmen der Einzelfallprüfungen von Abschlussposten des Eigenbetriebes haben wir u.a. Leis-

tungsverträge, Satzung, Niederschriften der Sitzungen des Werksausschusses sowie sonstige Ge-

schäftsunterlagen eingesehen. Zur Prüfung der Forderungen und Verbindlichkeiten aus Lieferun-

gen und Leistungen haben wir keine Saldenbestätigungen zum 31. Oktober 2020 eingeholt, da de-

ren Salden nicht wesentlich sind. Zur Prüfung der geschäftlichen Beziehungen mit Kredit- und Fi-

nanzdienstleistungsinstituten haben wir uns zum 31. Oktober 2020 Bankbestätigungen zukom-

men lassen.  

22. An der Inventur der körperlichen Vorräte an den Standorten in Kleinmachnow und in Teltow ha-

ben wir im Hinblick auf die Geringfügigkeit der Bestände nicht teilgenommen.  

23. Nachfolgend geben wir einen Überblick zu dem von uns bei der Jahresabschlussprüfung gesetzten 

PPrüfungsschwerpunkt: 

 Abstimmung der Umsatzerlöse mit den vorhandenen Nachweisen und Realisierung der Um-
satzerlöse, 

 Bewertung des Betriebsgrundstücks Am Bannwald 1a, 14532 Kleinmachnow.  

24. Von den gesetzlichen Vertretern und den von ihnen beauftragten Mitarbeitern sind uns alle ver-

langten AAufklärungen und Nachweise erbracht worden. 

Die gesetzlichen Vertreter haben uns die berufsübliche schriftliche Vollständigkeitserklärung zum 

Jahresabschluss und zum Lagebericht erteilt. 
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DD. Feststellungen zur Rechnungslegung 

I. Ordnungsmäßigkeit der Rechnungslegung 

1. Buchführung und weitere geprüfte Unterlagen 

25. Die BBuchführung und das BBelegwesen sind nach unseren Feststellungen in allen wesentlichen Be-

langen ordnungsgemäß und entsprechen den gesetzlichen Vorschriften. Die aus den weiteren ge-

prüften Unterlagen zu entnehmenden Informationen führen zu einer ordnungsgemäßen Abbil-

dung in Buchführung, Jahresabschluss und Lagebericht. 

26. Bei unserer Prüfung haben wir keine Sachverhalte festgestellt, die dagegen sprechen, dass die von 

dem Eigenbetrieb und der Gemeinde Kleinmachnow getroffenen organisatorischen und techni-

schen Maßnahmen geeignet sind, die SSicherheit der rechnungslegungsrelevanten Daten und IT-

Systeme zu gewährleisten.  

27. Das rechnungslegungsbezogene iinterne Kontrollsystem ist nach unseren Feststellungen grundsätz-

lich dazu geeignet, die vollständige und richtige Erfassung, Verarbeitung, Dokumentation und Si-

cherung des Buchungsstoffs zu gewährleisten. 

2. Jahresabschluss 

28. Im Jahresabschluss bestehend aus Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung, Finanzrechnung sowie 

Anhang für das Rumpfgeschäftsjahr vom 1. Januar 2020 bis 31. Oktober 2020 wurden die gesetzli-

chen Vorschriften einschließlich der rechtsformspezifischen Vorschriften, die Grundsätze ord-

nungsmäßiger Buchführung sowie die ergänzenden Bestimmungen der Satzung in allen wesentli-

chen Belangen beachtet. 

29. Die Bilanz und die Gewinn- und Verlustrechnung sowie die Finanzrechnung wurden ordnungsge-

mäß aus der Buchführung und den weiteren geprüften Unterlagen abgeleitet. Dabei wurden die 

handelsrechtlichen Ansatz-, Ausweis- und Bewertungsvorschriften in allen wesentlichen Belangen 

eingehalten.  

30. Der Anhang entspricht den gesetzlichen Vorschriften. Die Angaben im Anhang sind in allen we-

sentlichen Belangen vollständig und zutreffend. 

31. Der Bauhof hat in Ausübung des Ansatzwahlrechts bei einem bestehenden Aktivüberhang keine 

latenten Steuern aktiviert. Eine Erläuterung im Anhang gemäß § 285 Nr. 29 HGB auf welchen Dif-

ferenzen oder steuerlichen Verlustvorträgen die latenten Steuern beruhen ist entgegen der Emp-

fehlung nach DRS 18.64 nicht erfolgt. Dies wurde nicht beanstandet, da diese Vorgehensweise der 

Auffassung des Hauptfachausschusses des IDW entspricht. 
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32. Bei der Berichterstattung im Anhang wurde von der Schutzklausel des § 286 Abs. 4 HGB Gebrauch 

gemacht und Angaben zu den Bezügen des Werkleiters unterlassen. Die Inanspruchnahme der 

Schutzklausel ist nach dem Ergebnis unserer Prüfung nicht zu beanstanden. 

33. Lagebericht 

33. Der Lagebericht entspricht in allen wesentlichen Belangen den gesetzlichen Vorschriften 

(§ 289 HGB sowie der EigVBbg) und den ergänzenden Bestimmungen der Satzung.  

II. Gesamtaussage des Jahresabschlusses 

34. Der Jahresabschluss entspricht in allen wesentlichen Belangen den gesetzlichen Vorschriften und 

vermittelt insgesamt unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tat-

sächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Eigen-

betriebes.  

35. Zum besseren Verständnis der Gesamtaussage des Jahresabschlusses gehen wir nachfolgend 

pflichtgemäß auf die wesentlichen Bewertungsgrundlagen und den Einfluss, den Änderungen in 

den Bewertungsgrundlagen insgesamt auf die Gesamtaussage des Jahresabschlusses haben, ein 

(§ 321 Abs. 2 Satz 4 HGB). Sachverhaltsgestaltende Maßnahmen sind uns im Rahmen unserer Prü-

fung nicht bekannt geworden. 

Wesentliche Bewertungsgrundlagen  

36. Wesentliche Änderungen der Bilanzierungs- und Bewertungsgrundsätze haben wir im Berichtsjahr 

nicht festgestellt.  

37. Die wesentlichen Bilanzierungs- und Bewertungsgrundlagen des Eigenbetriebes werden im An-

hang erläutert, wir verweisen daher auf die Anlage I. 
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EE. Feststellungen gemäß § 53 HGrG 

38. Bei unserer Prüfung haben wir auftragsgemäß die Vorschriften des § 53 Abs. 1 Nr. 1 und 2 HGrG 

sowie IDW PS 720 (Berichterstattung über die Erweiterung der Abschlussprüfung nach § 53 HGrG) 

beachtet. Dementsprechend haben wir auch geprüft, ob die Geschäfte ordnungsgemäß, d.h. mit 

der erforderlichen Sorgfalt und in Übereinstimmung mit den einschlägigen handelsrechtlichen 

Vorschriften und den Bestimmungen der Satzung, geführt worden sind.   

39. Die erforderlichen Feststellungen haben wir in diesem Bericht und in Anlage III (Fragenkatalog zur 

Prüfung nach § 53 HGrG) dargestellt. Über diese Feststellungen hinaus hat unsere Prüfung keine 

Besonderheiten ergeben, die nach unserer Auffassung für die Beurteilung der Ordnungsmäßigkeit 

der Geschäftsführung von Bedeutung sind.  
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FFragenkatalog zur Prüfung nach § 53 HGrG (nach IDW PS 720) 

Der Eigenbetrieb Bauhof hat zum 31. Oktober 2020 seine Arbeit eingestellt. Die nachstehenden Aus-
führungen gelten für das Rumpfwirtschaftsjahr vom 1. Januar bis 31. Oktober 2020. 

Fragenkreis 1: Tätigkeit von Überwachungsorganen und Geschäftsleitung sowie indi-
vidualisierte Offenlegung der Organbezüge 

a) Gibt es Geschäftsordnungen für die Organe und einen Geschäftsverteilungsplan für die Ge-
schäftsleitung sowie ggf. für die Konzernleitung? Gibt es darüber hinaus schriftliche Weisun-
gen des Überwachungsorgans zur Organisation für die Geschäfts- sowie ggf. für die Konzern-
leitung (Geschäftsanweisung)? Entsprechen diese Regelungen den Bedürfnissen des Unter-
nehmens bzw. des Konzerns?  

Gemäß § 4 der Betriebssatzung sind für die Angelegenheiten des Eigenbetriebes folgende Or-

gane zuständig:  

 Gemeindevertretung,  

 Werkausschuss und  

 Werkleitung. 

Für die Gemeindevertretung ist eine Geschäftsordnung vom 14. Mai 2009 (zuletzt geändert 

am 18. Dezember 2014) vorhanden. 

Nach den uns erteilten Informationen existiert keine Geschäftsordnung für weitere Organe 

des Eigenbetriebes. 

Ein Geschäftsverteilungsplan entfällt, da wie in den Vorjahren nur ein Werkleiter im Berichts-

jahr bestellt war. Darüber hinaus gibt es keine schriftlichen Anweisungen des Überwachungs-

organs.  

Die Zuständigkeiten der Werkleitung, des Werksausschusses und der Gemeindevertretung 

sind in der Betriebssatzung geregelt. Die Regelungen entsprechen den Bedürfnissen des Ei-

genbetriebs. 

b) Wie viele Sitzungen der Organe und ihrer Ausschüsse haben stattgefunden und wurden Nie-
derschriften hierüber erstellt?  

Im Berichtsjahr fanden drei Sitzungen des Werksausschusses statt. Entsprechende Nieder-

schriften darüber wurden erstellt und haben uns zur Prüfung vorgelegen.  

An den Sitzungen der Gemeindevertretung nahm der Werkleiter nur teil, wenn Beschlüsse ge-

fasst worden sind, die den Eigenbetrieb betrafen. Eine Protokollierung hierüber erfolgte. 

Anlage III
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cc) In welchen Aufsichtsräten und anderen Kontrollgremien i.S.d. § 125 Abs. 1 Satz 3 AktG sind 
die einzelnen Mitglieder der Geschäftsleitung tätig? 

Der Werkleiter des Eigenbetriebes war im Berichtsjahr Herr Uwe Brinkmann. Herr Brinkmann 

ist auskunftsgemäß ehrenamtlich im Beirat der MWA Mittelmärkische Wasser- und Abwasser 

GmbH, Kleinmachnow, tätig.  

d) Wird die Vergütung der Organmitglieder (Geschäftsleitung, Überwachungsorgan) individua-
lisiert im Anhang des Jahresabschlusses/Konzernabschlusses aufgeteilt nach Fixum, erfolgs-
bezogenen Komponenten und Komponenten mit langfristiger Anreizwirkung ausgewiesen? 
Falls nein, wie wird dies begründet? 

Über die Bezüge des Werkleiters wurden im Anhang in Anwendung der Schutzklausel  

nach § 286 Abs. 4 HGB in Verbindung mit § 285 Nr. 9 a) HGB zutreffend keine Angaben ge-

macht. 

Da für den Bauhof keine entsprechende gesetzliche Verpflichtung besteht, wird die Vergütung 

der Mitglieder des Werksausschusses im Anhang des Jahresabschlusses nicht in individuali-

sierter Form ausgewiesen. 

Fragenkreis 2: Aufbau- und ablauforganisatorische Grundlagen 

a) Gibt es einen den Bedürfnissen des Unternehmens entsprechenden Organisationsplan, aus 
dem Organisationsaufbau, Arbeitsbereiche und Zuständigkeiten/Weisungsbefugnisse er-
sichtlich sind? Erfolgt dessen regelmäßige Überprüfung?  

Der zuletzt zum Oktober 2020 aktualisierte und uns vorgelegte Organisationsplan stellt den 

organisatorischen Aufbau des Eigenbetriebes mit allen wesentlichen Bereichen dar; Zustän-

digkeiten und Weisungsbefugnisse sind hieraus ersichtlich. Er entspricht den Bedürfnissen des 

Bauhofs. Abweichungen vom Organisationsplan stellten wir bei unserer Prüfung nicht fest. 

Regelmäßige Überprüfungen finden statt. 

b) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass nicht nach dem Organisationsplan verfahren wird? 

Im Rahmen der Jahresabschlussprüfung haben sich keine Anhaltspunkte ergeben, dass nicht 

nach dem Organisationsplan verfahren wurde. 

c) Hat die Geschäftsleitung Vorkehrungen zur Korruptionsprävention ergriffen und dokumen-
tiert? 

Für den Bauhof findet die Verwaltungsvorschrift über das Verbot der Annahme von Belohnun-

gen, Geschenken uns sonstigen Vorteilen durch Beschäftigte des Landes Brandenburg vom 5. 

September 2012 sowie allgemeine Dienst- und Geschäftsanweisungen für den Bauhof Anwen-

dung. Die Dienstanweisungen treffen allgemeine Regeln zur Aufbau- und Ablauforganisation, 

zu Zahlungsanweisungen, zum Anordnungswesen und zu Dienstpflichten und zum Verhalten 

Anlage III
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der Mitarbeiter bei dem Eigenbetrieb. Die Regelungen zur Funktionstrennung und zum 4-Au-

gen-Prinzip sind eingerichtet und nach unserer Beurteilung im Prüfungszeitraum beachtet 

worden. 

dd) Gibt es geeignete Richtlinien bzw. Arbeitsanweisungen für wesentliche Entscheidungspro-
zesse (insbesondere Auftragsvergabe und Auftragsabwicklung, Personalwesen, Kreditauf-
nahme und -gewährung)? Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass diese nicht eingehalten 
werden? 

Zuständigkeiten für Entscheidungsprozesse sind auf Grundlage der Eigenbetriebsverordnung, 

der Betriebssatzung des Bauhofs und des beschlossenen Wirtschaftsplanes für 2020 geregelt.  

Während der Prüfung haben sich keine Anhaltspunkte ergeben, dass die entsprechenden Re-

gelungen nicht eingehalten worden sind. 

e) Besteht eine ordnungsmäßige Dokumentation von Verträgen (z.B. Grundstücksverwaltung, 
EDV)?  

Die Verträge des Eigenbetriebs werden entsprechend den Anforderungen ordnungsgemäß do-

kumentiert und aufbewahrt. Eine vollständige und ordnungsgemäße Dokumentation ist un-

seres Erachtens gewährleistet. 

Fragenkreis 3: Planungswesen, Rechnungswesen, Informationssystem und Control-
ling  

a) Entspricht das Planungswesen - auch im Hinblick auf Planungshorizont und Fortschreibung 
der Daten sowie auf sachliche und zeitliche Zusammenhänge von Projekten - den Bedürfnis-
sen des Unternehmens? 

In Übereinstimmung mit § 14 Abs. 1 EigV wird jährlich ein Wirtschaftsplan durch die Werklei-

tung aufgestellt, mit dem Werksausschuss beraten und der Gemeindevertretung zur Geneh-

migung vorgelegt. 

Dieser enthält neben der Entwicklung der Gewinn- und Verlustrechnung auch einen Vermö-

gens-, Investitions-, Finanzplan, ein Investitionsprogramm sowie einen Stellenplan. Der Pla-

nungshorizont des Wirtschaftsplans beträgt dabei ein Jahr. Für den Erfolgsplan, den Finanz-

plan und das Investitionsprogramm beträgt der Planungshorizont jeweils vier Jahre. 

Die Einhaltung der Planung wird regelmäßig von der Werkleitung überwacht. 

b) Werden Planabweichungen systematisch untersucht?  

Es erfolgt eine regelmäßige Gegenüberstellung der Ist-Daten der Finanzbuchhaltung mit den 

Planwerten.  

Anlage III
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cc) Entspricht das Rechnungswesen einschließlich der Kostenrechnung der Größe und den be-
sonderen Anforderungen des Unternehmens?  

Das Rechnungswesen entspricht der Größe und den besonderen Anforderungen des Eigenbe-

triebs.   

Eine Kostenrechnung ist im Hinblick auf die Struktur sowie die Größe des Eigenbetriebes nicht 

eingerichtet. Es werden Ist-Kostenauswertungen anhand der Finanzbuchhaltung auf aggre-

gierter Ebene vorgenommen. Für steuerliche Zwecke wird eine Trennung zwischen privaten 

und hoheitlichen Bereich vorgenommen.  

d) Besteht ein funktionierendes Finanzmanagement, welches u.a. eine laufende Liquiditätskon-
trolle und eine Kreditüberwachung gewährleistet?  

Der Werkleiter überwacht den Liquiditätsbestand sowie die disponierbaren Zahlungsmittel 

regelmäßig in kurzen Abständen. Die tägliche Betrachtung erfolgte auf Basis der aktuellen 

Kontoauszüge und der bekannten Ein- und Auszahlungen.  

e) Gehört zu dem Finanzmanagement auch ein zentrales Cash-Management und haben sich An-
haltspunkte ergeben, dass die hierfür geltenden Regelungen nicht eingehalten worden sind? 

Ein zentrales Cash-Management gibt es nicht und ist auch nicht erforderlich. 

f) Ist sichergestellt, dass Entgelte vollständig und zeitnah in Rechnung gestellt werden? Ist 
durch das bestehende Mahnwesen gewährleistet, dass ausstehende Forderungen zeitnah und 
effektiv eingezogen werden?  

Die Entgelte werden vollständig und zeitnah in Rechnung gestellt. Der Eigenbetrieb besitzt 

ein funktionierendes Mahnwesen.  

g) Entspricht das Controlling den Anforderungen des Unternehmens/Konzerns und umfasst es 
alle wesentlichen Unternehmens-/Konzernbereiche?  

Durch die Werkleitung wird angabegemäß regelmäßig eine Analyse der betriebswirtschaftli-

chen Auswertungen aus dem Buchhaltungsprogramm DATEV vorgenommen. Durch die Lei-

tung des Bauhofs erfolgt außerdem regelmäßig eine Berichterstattung über die Lage vor dem 

Werksausschuss und der Gemeindevertretung. 

h) Ermöglichen das Rechnungs- und Berichtswesen eine Steuerung und/oder Überwachung der 
Tochterunternehmen und der Unternehmen, an denen eine wesentliche Beteiligung besteht? 

Da der Eigenbetrieb keine Anteile an verbundenen Unternehmen und keine Beteiligungen 

hält, entfällt die Beantwortung dieser Frage.  
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FFragenkreis 4: Risikofrüherkennungssystem 

a) Hat die Geschäfts-/Konzernleitung nach Art und Umfang Frühwarnsignale definiert und Maß-
nahmen ergriffen, mit deren Hilfe bestandsgefährdende Risiken rechtzeitig erkannt werden 
können?  

Durch die laufende Überwachung und die Analyse der Kosten anhand der Monatsabschlüsse 

aus der Finanzbuchhaltung sowie durch die regelmäßige Berichterstattung an den Werksaus-

schuss und die Gemeindevertretung können mögliche Risiken, die den Fortbestand des Eigen-

betriebes gefährden, rechtzeitig erkannt werden.  

Darüber hinaus findet werktäglich eine Abstimmung auf der Führungsebene statt, bei dem der 

Bearbeitungsstand aller Aufträge besprochen wird.  

Ein formelles Risikoüberwachungssystem ist jedoch nicht eingerichtet. 

b) Reichen diese Maßnahmen aus und sind sie geeignet, ihren Zweck zu erfüllen? Haben sich 
Anhaltspunkte ergeben, dass die Maßnahmen nicht durchgeführt werden? 

Aufgrund der relativ geringen Risiken aus dem operativen Geschäft sind die Maßnahmen zur 

Risikobeobachtung und Risikoabschätzung geeignet, ihren Zweck zu erfüllen. Bezüglich der 

zukünftigen Entwicklung des Bauhofs verweisen wir auf die Gründung des Zweckverbandes 

Bauhof TKS. 

c) Sind diese Maßnahmen ausreichend dokumentiert?  

Die getroffenen Maßnahmen zur frühzeitigen Erkennung bestandsgefährdender Risiken sind 

in Form des Wirtschaftsplanes dokumentiert. 

d) Werden die Frühwarnsignale und Maßnahmen kontinuierlich und systematisch mit dem ak-
tuellen Geschäftsumfeld sowie mit den Geschäftsprozessen und Funktionen abgestimmt und 
angepasst? 

Nach unseren Feststellungen ist eine ständige Abstimmung und Anpassung an sich ändernde 

Rahmenbedingungen durch regelmäßige Besprechungen der Führungsmitarbeiter und die 

kontinuierliche Fortschreibung des Ergebnisberichts gewährleistet. 

  

Anlage III



PwC 
6 

0.0950013.001 
 

 

FFragenkreis 5: Finanzinstrumente, andere Termingeschäfte, Optionen und Derivate 

a) Hat die Geschäfts-/Konzernleitung den Geschäftsumfang zum Einsatz von Finanzinstrumen-
ten sowie von anderen Termingeschäften, Optionen und Derivaten schriftlich festgelegt? 
Dazu gehört:  

 Welche Produkte/Instrumente dürfen eingesetzt werden? 

 Mit welchen Partnern dürfen die Produkte/Instrumente bis zu welchen Beträgen einge-
setzt werden?  

 Wie werden die Bewertungseinheiten definiert und dokumentiert und in welchem Um-
fang dürfen offene Posten entstehen? 

 Sind die Hedge-Strategien beschrieben, z.B. ob bestimmte Strategien ausschließlich zu-
lässig sind bzw. bestimmte Strategien nicht durchgeführt werden dürfen (z.B. antizipati-
ves Hedging)? 

Nach dem Runderlass 2/2000 des Ministerium des Inneren für das Land Brandenburg, sollen 
keine Derivate aus Spekulationszwecken abgeschlossen werden, sondern diese sollen aus-
schließlich der Absicherung von Zinsänderungsrisiken dienen. 

Finanzinstrumente, andere Termingeschäfte, Optionen und Derivate werden nach unseren 
Feststellungen und auskunftsgemäß nicht genutzt.  

Da keine der unter der Frage 5a) aufgeführten Geschäfte getätigt werden, entfällt eine Beant-
wortung der Fragen 5a) bis 5f).  

b) Werden Derivate zu anderen Zwecken eingesetzt als zur Optimierung von Kreditkonditionen 
und zur Risikobegrenzung?  

Siehe 5 a. 

c) Hat die Geschäfts-/Konzernleitung ein dem Geschäftsumfang entsprechendes Instrumenta-
rium zur Verfügung gestellt insbesondere in Bezug auf 

 Erfassung der Geschäfte, 

 BBeurteilung der Geschäfte zum Zweck der Risikoanalyse, 

 Bewertung der Geschäfte zum Zweck der Rechnungslegung, 

 Kontrolle der Geschäfte? 

Siehe 5 a. 

d) Gibt es eine Erfolgskontrolle für nicht der Risikoabsicherung (Hedging) dienende Derivatge-
schäfte und werden Konsequenzen aufgrund der Risikoentwicklung gezogen? 

Siehe 5 a. 
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ee) Hat die Geschäfts-/Konzernleitung angemessene Arbeitsanweisungen erlassen?  

Siehe 5 a. 

f) Ist die unterjährige Unterrichtung der Geschäfts-/Konzernleitung im Hinblick auf die offenen 
Positionen, die Risikolage und die ggf. zu bildenden Vorsorgen geregelt? 

Siehe 5 a. 

Fragenkreis 6: Interne Revision 

a) Gibt es eine den Bedürfnissen des Unternehmens/Konzerns entsprechende Interne Revi-
sion/Konzernrevision? Besteht diese als eigenständige Stelle oder wird diese Funktion durch 
eine andere Stelle (ggf. welche?) wahrgenommen?  

Eine interne Revision existiert nicht.  

Durch das Rechnungsprüfungsamt des Landkreises wurden im Berichtsjahr keine Prüfungen 

durchgeführt. 

Eine weitere Beantwortung dieses Fragenkreises ist daher nicht erforderlich. 

b) Wie ist die Anbindung der Internen Revision/Konzernrevision im Unternehmen/ 
Konzern? Besteht bei ihrer Tätigkeit die Gefahr von Interessenkonflikten? 

Siehe 6 a. 

c) Welches waren die wesentlichen Tätigkeitsschwerpunkte der Internen Revision/Konzernre-
vision im Geschäftsjahr? Wurde auch geprüft, ob wesentlich miteinander unvereinbare Funk-
tionen (z.B. Trennung von Anweisung und Vollzug) organisatorisch getrennt sind? Wann hat 
die Interne Revision das letzte Mal über Korruptionsprävention berichtet? Liegen hierüber 
schriftliche Revisionsberichte vor?  

Siehe 6 a. 

d) Hat die Interne Revision ihre Prüfungsschwerpunkte mit dem Abschlussprüfer abgestimmt?  

Siehe 6 a. 

e) Hat die Interne Revision/Konzernrevision bemerkenswerte Mängel aufgedeckt und um wel-
che handelt es sich?  

Siehe 6 a. 
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ff) Welche Konsequenzen werden aus den Feststellungen und Empfehlungen der Internen Revi-
sion/Konzernrevision gezogen und wie kontrolliert die Interne Revision/ 
Konzernrevision die Umsetzung ihrer Empfehlungen?  

Siehe 6 a. 

Fragenkreis 7: Übereinstimmung der Rechtsgeschäfte und Maßnahmen mit Gesetz, 
Satzung, Geschäftsordnung, Geschäftsanweisung und bindenden Be-
schlüssen des Überwachungsorgans  

a) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die vorherige Zustimmung des Überwachungsorgans 
zu zustimmungspflichtigen Rechtsgeschäften und Maßnahmen nicht eingeholt worden ist?  

Die Rechtsgeschäfte und Maßnahmen, die der Zustimmung der Gemeindevertretung des 

Werksausschusses bedürfen, sind in der Betriebssatzung des Bauhofs aufgeführt. 

Es haben sich keine Anhaltspunkte dafür ergeben, dass die vorherige Zustimmung von Über-

wachungsorganen für zustimmungsbedürftige Rechtsgeschäfte oder Maßnahmen nicht ein-

geholt wurde. Ergänzend verweisen wir auf unsere Ausführungen unter Frage 8d). 

b) Wurde vor der Kreditgewährung an Mitglieder der Geschäftsleitung oder des Überwachungs-
organs die Zustimmung des Überwachungsorgans eingeholt?  

Es wurden keine Kredite an Mitglieder der Werksleitung oder des Überwachungsorgans ge-

währt. 

c) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass anstelle zustimmungsbedürftiger Maßnahmen ähn-
liche, aber nicht als zustimmungsbedürftig behandelte Maßnahmen vorgenommen worden 
sind (z.B. Zerlegung in Teilmaßnahmen)?  

Im Rahmen der Jahresabschlussprüfung haben sich keine Anhaltspunkte für oben genannte 

Maßnahmen ergeben. 

d) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Geschäfte und Maßnahmen nicht mit Gesetz, Sat-
zung, Geschäftsordnung, Geschäftsanweisung und bindenden Beschlüssen des Überwa-
chungsorgans übereinstimmen?  

Im Rahmen der Jahresabschlussprüfung haben sich dafür keine Anhaltspunkte ergeben. 
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FFragenkreis 8: Durchführung von Investitionen  

a) Werden Investitionen (in Sachanlagen, Beteiligungen, sonstige Finanzanlagen, immaterielle 
Anlagewerte und Vorräte) angemessen geplant und vor Realisierung auf Rentabilität/Wirt-
schaftlichkeit, Finanzierbarkeit und Risiken geprüft? 

Im Rahmen des Wirtschaftsplans erfolgt die Erstellung eines Investitionsplans, in dem wesent-

liche Investitionen geplant und auf ihre Durchführbarkeit hin untersucht werden. Es erfolgen 

Wirtschaftlichkeitsbetrachtungen, bei denen verschiedene Alternativen geprüft werden. In 

diesem Zusammenhang erfolgen auch die Überprüfung der Finanzierbarkeit und die Abwä-

gung der Risiken. 

b) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Unterlagen/Erhebungen zur Preisermittlung 
nicht ausreichend waren, um ein Urteil über die Angemessenheit des Preises zu ermöglichen 
(z.B. bei Erwerb bzw. Veräußerung von Grundstücken oder Beteiligungen)?  

Nein, die Erhebungen zur Preisermittlung sind ausreichend, um ein Urteil über die Angemes-

senheit des Preises zu ermöglichen. 

c) Werden Durchführung, Budgetierung und Veränderungen von Investitionen laufend über-
wacht und Abweichungen untersucht? 

Eine laufende Überwachung der Investitionsdurchführung, Budgetierung und Veränderun-

gen von Investitionen erfolgt durch den Werkleiter.  

d) Haben sich bei abgeschlossenen Investitionen wesentliche Überschreitungen ergeben? Wenn 
ja, in welcher Höhe und aus welchen Gründen? 

Im Wirtschaftsplan für 2020 waren Investitionen für Neu- und Ersatzanschaffungen in Höhe 

von insgesamt T€ 328 geplant. Alle geplanten Investitionen konnten günstiger getätigt wer-

den. Somit konnten weitere notwendige Investitionen getätigt werden. Dies betraf im Wesent-

lichen: 

-Kauf Lastkraftwagen 

-Kauf Transporterfahrzeug 

-Kauf Astwerkhacker.  

Die 2020 durchgeführten bzw. veranlassten Investitionen betrugen insgesamt T€ 400. Betref-

fend dieser Investitionen ergab sich eine Planabweichung gegenüber dem Wirtschaftsplan 

2020 von T€ 72. Diese resultieren im Wesentlichen aus der notwendigen Anschaffung neuer 

Software. 
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ee) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass Leasing- oder vergleichbare Verträge nach Ausschöp-
fung der Kreditlinien abgeschlossen wurden?  

Der Eigenbetrieb nimmt grundsätzlich keine kreditfinanzierten Investitionen vor und nimmt 

auch keinen Kontokorrentkredit in Anspruch. Es gibt keine Anhaltspunkte dafür, dass Leasing-

verträge wegen Ausschöpfung von Kreditlinien abgeschlossen wurden. 

Fragenkreis 9: Vergaberegelungen  

a) Haben sich Anhaltspunkte für eindeutige Verstöße gegen Vergaberegelungen (z.B. VOB, VOL, 
VOF, EU-Regelungen) ergeben?  

Während unserer Prüfung haben sich keine Anhaltspunkte ergeben, dass eindeutig gegen 

Vergaberegelungen verstoßen wurde. 

b) Werden für Geschäfte, die nicht den Vergaberegelungen unterliegen, Konkurrenzangebote 
(z.B. auch für Kapitalaufnahmen und Geldanlagen) eingeholt? 

Für Kapitalaufnahmen und Geldanlagen werden nach den internen Regelungen des Eigenbe-

triebs drei Angebote eingeholt. Im Berichtsjahr erfolgten keine Kapitalaufnahmen. Geldanla-

gen sind nicht getätigt worden. 

Konkurrenzangebote werden ansonsten bei den neuen Produkten sowie Preis- oder Qualität-

sänderungen und bei wesentlichen Investitionen eingeholt.  

Bei der Auswahl wird sich unter wirtschaftlichen Gesichtspunkten am günstigsten Konkurren-

zangebot orientiert. 

Fragenkreis 10: Berichterstattung an das Überwachungsorgan 

a) Wird dem Überwachungsorgan regelmäßig Bericht erstattet? 

Regelmäßig erfolgte im Berichtsjahr eine Berichterstattung an den Werksausschuss und die 

Gemeindevertretung über die wirtschaftliche Entwicklung des Bauhofs mit den wesentlichen 

Geschäftsvorfällen. Ferner wurde in den regelmäßigen Sitzungen über Entwicklungen des Ei-

genbetriebes informiert. 

b) Vermitteln die Berichte einen zutreffenden Einblick in die wirtschaftliche Lage des Unterneh-
mens/Konzerns und in die wichtigsten Unternehmens-/Konzernbereiche? 

Die Berichte vermitteln einen zutreffenden Einblick in die wirtschaftliche Lage und alle 

wichtigen Entwicklungen des Eigenbetriebs. 
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cc) Wurde das Überwachungsorgan über wesentliche Vorgänge angemessen und zeitnah unter-
richtet? Liegen insbesondere ungewöhnliche, risikoreiche oder nicht ordnungsgemäß abge-
wickelte Geschäftsvorfälle sowie erkennbare Fehldispositionen oder wesentliche Unterlas-
sungen vor und wurde hierüber berichtet?  

Nach unserer Prüfung wurde der Werksausschuss über alle wesentlichen Vorgange zeitnah 

unterrichtet. Ungewöhnliche, risikoreiche oder nicht ordnungsgemäß abgewickelte Ge-

schäftsvorfälle sowie erkennbare Fehldispositionen und wesentliche Unterlassungen liegen 

nach unseren Erkenntnissen nicht vor. 

d) Zu welchen Themen hat die Geschäfts-/Konzernleitung dem Überwachungsorgan auf dessen 
besonderen Wunsch berichtet (§ 90 Abs. 3 AktG)?  

Im Rahmen der durchgeführten Sitzungen des Werksausschusses wurden dem Überwa-

chungsorgan auf gesonderte Nachfrage durch die Werkleitung berichtet. Es wurden u.a. fol-

gende Themen erörtert: Winterdienst, Auftragslage, Gründung des Zweckverbandes, Perso-

nalangelegenheiten, größere Investitionen.  

e) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Berichterstattung (z.B. nach § 90 AktG oder un-
ternehmensinternen Vorschriften) nicht in allen Fällen ausreichend war?  

Es haben sich keine Anhaltspunkte für eine unzureichende Berichterstattung ergeben. 

f) Gibt es eine D&O-Versicherung? Wurde ein angemessener Selbstbehalt vereinbart? Wurden 
Inhalt und Konditionen der D&O-Versicherung mit dem Überwachungsorgan erörtert?  

Der Betrieb hat keine gesonderte D&O-Versicherung abgeschlossen. 

Die Werkleitung hat in Vorjahren die Notwendigkeit und Angemessenheit einer solchen Ver-

sicherung geprüft und aufgrund der unverhältnismäßig hohen Versicherungsprämie sowie 

des relativ geringen Risikos eines Schadensfalles auf den Abschluss einer solchen Versiche-

rung verzichtet. 

g) Sofern Interessenkonflikte der Mitglieder der Geschäftsleitung oder des Überwachungsor-
gans gemeldet wurden, ist dies unverzüglich dem Überwachungsorgan offengelegt worden? 

Auskunftsgemäß haben sich im Berichtsjahr keine Interessenkonflikte der Mitglieder der Wer-

kleitung oder des Überwachungsorgans ergeben. Unsere Prüfung hat dafür auch keine Anzei-

chen ergeben. 
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FFragenkreis 11: Ungewöhnliche Bilanzposten und stille Reserven  

a) Besteht in wesentlichem Umfang offenkundig nicht betriebsnotwendiges Vermögen?  

Offenkundig nicht betriebsnotwendiges Vermögen in wesentlichem Umfang besteht nicht. 

b) Sind Bestände auffallend hoch oder niedrig?  

Auffallend hohe oder niedrige Bestände an Vorräten und Forderungen bestehen am 31. Okto-

ber 2020 nicht. 

c) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Vermögenslage durch im Vergleich zu den bilan-
ziellen Werten erheblich höhere oder niedrigere Verkehrswerte der Vermögensgegenstände 
wesentlich beeinflusst wird?  

Es haben sich grundsätzlich keine Anhaltspunkte dafür ergeben, dass die Vermögenslage der 

Gesellschaft aufgrund stiller Reserven oder Lasten wesentlich beeinflusst wird. Hinsichtlich 

der Bewertung des Betriebsgrundstücks verweisen wir auf unsere Ausführungen im Bericht, 

Abschnitt B.II.  

Fragenkreis 12: Finanzierung  

a) Wie setzt sich die Kapitalstruktur nach internen und externen Finanzierungsquellen zusam-
men? Wie sollen die am Abschlussstichtag bestehenden wesentlichen Investitionsverpflich-
tungen finanziert werden?  

Wir verweisen auf unsere Ausführungen zur Vermögenslage im Bericht. Wesentliche Investi-

tionsvorhaben zum Abschlussstichtag bestanden nicht. 

b) Wie ist die Finanzlage des Konzerns zu beurteilen, insbesondere hinsichtlich der Kreditauf-
nahmen wesentlicher Konzerngesellschaften?  

Da der Eigenbetrieb kein Konzern im handelsrechtlichen Sinne ist, entfällt die Beantwortung 

dieser Frage. 

c) In welchem Umfang hat das Unternehmen Finanz-/Fördermittel einschließlich Garantien der 
öffentlichen Hand erhalten? Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die damit verbundenen 
Verpflichtungen und Auflagen des Mittelgebers nicht beachtet wurden?  

Der Eigenbetrieb hat im Berichtsjahr keine Finanz-/Fördermittel der öffentlichen Hand erhal-

ten.  

Im Rahmen unserer Prüfung ergaben sich keine Anhaltspunkte, dass die damit verbundenen 

Verpflichtungen und Auflagen nicht beachtet wurden. 
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FFragenkreis 13: Eigenkapitalausstattung und Gewinnverwendung  

a) Bestehen Finanzierungsprobleme aufgrund einer evtl. zu niedrigen Eigenkapitalausstattung? 

Das Eigenkapital beträgt zum 31. Oktober 2020 T€ 2.169. Davon sind T€ 1.039 durch Zufüh-

rungen in die Kapitalrücklagen durch die Gemeinde erbracht. 

Die Eigenkapitalausstattung ist angemessen. Es bestehen keine Finanzierungsprobleme auf-

grund der Eigenkapitalausstattung. 

b) Ist der Gewinnverwendungsvorschlag (Ausschüttungspolitik, Rücklagenbildung) mit der 
wirtschaftlichen Lage des Unternehmens vereinbar? 

Im Rumpfwirtschaftsjahr 2020 hat sich ein Jahresfehlbetrag von T€ 123 (Vorjahr Jahresüber-

schuss von T€ 299) ergeben. 

Die Gemeindevertretung hat beschlossen, den Jahresüberschuss für das Wirtschaftsjahr 2019 

von T€ 299 vollständig dem Gemeindehaushalt Kleinmachnow zuzuführen. Das ist mit der 

wirtschaftlichen Lage des Eigenbetriebs vereinbar. Zum Bilanzstichtag ergibt sich ein Bilanz-

verlust. 

Fragenkreis 14: Rentabilität/Wirtschaftlichkeit 

a) Wie setzt sich das Betriebsergebnis des Unternehmens/Konzerns nach Segmenten/Konzern-
unternehmen zusammen? 

Der Eigenbetrieb verfügt über keine Segmente. 

b) Ist das Jahresergebnis entscheidend von einmaligen Vorgängen geprägt?  

Das Jahresergebnis im Berichtsjahr wurde von der Abwertung des Betriebsgrundstücks (siehe 

Abschnitt B.II) beeinflusst. 

c) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass wesentliche Kredit- oder andere Leistungsbeziehun-
gen zwischen Konzerngesellschaften bzw. mit den Gesellschaftern eindeutig zu unangemes-
senen Konditionen vorgenommen werden? 

Es haben sich während unserer Prüfung keine Anhaltspunkte dafür ergeben, dass die Leis-

tungsbeziehungen zwischen dem Bauhof und der Gemeinde nicht zu angemessenen Konditi-

onen abgewickelt werden. 

d) Wurde die Konzessionsabgabe steuer- und preisrechtlich erwirtschaftet?  

Es besteht keine Konzessionsabgabepflicht. 
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FFragenkreis 15: Verlustbringende Geschäfte und ihre Ursachen  

a) Gab es verlustbringende Geschäfte, die für die Vermögens- und Ertragslage von Bedeutung 
waren, und was waren die Ursachen der Verluste?  

Im Berichtsjahr haben sich keine verlustbringenden Geschäfte ergeben. 

b) Wurden Maßnahmen zeitnah ergriffen, um die Verluste zu begrenzen, und um welche Maß-
nahmen handelt es sich?  

Vgl. Erläuterung zu 15 a). 

Fragenkreis 16: Ursachen des Jahresfehlbetrages und Maßnahmen zur Verbesserung 
der Ertragslage  

a) Was sind die Ursachen des Jahresfehlbetrages?  

Der Eigenbetrieb hat im Wirtschaftsjahr 2020 einen Jahresfehlbetrag von T€ 123 erzielt. Die-

ser ist maßgeblich durch eine außerplanmäßige Abschreibung (T€ 450) im Bereich des Sach-

anlagevermögens beeinflusst.  

b) Welche Maßnahmen wurden eingeleitet bzw. sind beabsichtigt, um die Ertragslage des Un-
ternehmens zu verbessern? 

Vgl. Erläuterung zu 16 a) sowie den Lagebericht. 
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